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1 Dank der Präsidentin

Am 1. Juli 2014 sind in der Schweiz wichtige Gesetzesänderungen zur elterlichen 
Sorge in Kraft getreten. Verheiratete Eltern haben die elterliche Sorge schon 
immer gemeinsam ausgeübt. Seit Juli 2014 ist das auch bei unverheirateten oder 
geschiedenen Eltern die Regel geworden. Bei einer Scheidung ordnet das Gericht 
die alleinige Sorge eines Elternteils nur noch an, wenn die gemeinsame elterliche 
Sorge mit dem Kindeswohl nicht zu vereinbaren wäre. 

Unser juristischer Berater, Beda Meyer Löhrer, geht in seinem Beitrag zum 
Jahresbericht «Kindeswohl, elterliche Sorge und Obhut – Alles klar?» auf die 
Gesetzesänderung ein. Er klärt die Begriffe, die damit neu wichtig geworden 
sind. Das Kindeswohl steht als oberster Grundsatz über allen Regelungen. Was 
aber umfasst «elterliche Sorge» und was beinhaltet die «Obhut»? Ist die Betreu-
ung hälftig aufzuteilen oder betreut ein Elternteil die Kinder mehr? Der interes-
sante Beitrag von Beda Meyer Löhrer macht vieles klarer und zeigt auf, wo noch 
Klärungsbedarf besteht.

Einmal mehr bleibt mir die angenehme Aufgabe zu danken. Auch dieses Jahr soll 
mein Dank an erster Stelle an das fachlich sehr kompetente und engagierte Be-
ratungsteam gehen. In diesen Dank eingeschlossen sind wie immer auch die bei-
den Damen der «Administration», welche garantieren, dass die Geschäftsstelle 
und die Buchhaltung effizient und erfolgreich funktionieren. Der ausgezeichnete 
Ruf der Zentralstelle bei Geldgebern, Institutionen und Ratsuchenden beruht 
in erster Linie auf der ausgezeichneten Arbeit unseres Teams. In meinen Dank 
schliesse ich wie jedes Jahr auch die Behörden von Stadt und Kanton Zürich und 
vieler Gemeinden, deren Einwohnerinnen und Einwohner wir beraten und die 
uns finanziell und ideell unterstützen, ein. Ohne die Unterstützung dieser Stellen 
könnte die Zentralstelle ihre wichtige und unverzichtbare Arbeit nicht leisten. 
Auch meinen Kolleginnen und Kollegen aus dem Vorstand sei an dieser Stelle 
herzlich gedankt.

Zürich, im April 2015			   Susi Thürer-Reber, Präsidentin
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Eltern, die bei einer Trennung mit Behörden zu tun haben, sehen sich mit einem 
regelrechten Fachvokabular konfrontiert: Obhut, Besuchsrecht, persönlicher 
Verkehr, elterliche Sorge, Betreuungsanteile, um nur einige der Fachbegriffe zu 
nennen. In diesem Beitrag finden Sie die wichtigsten Begriffe erklärt und mit 
Beispielen versehen. Ferner erhalten Sie einen ersten Einblick in die veränderte 
Praxis der Behörden und Gerichte seit der neuen Regelung des Sorgerechts per 
1. Juli 2014. 

Kindeswohl
Der wichtigste Begriff in Kinderbelangen ist das so genannte Kindeswohl. Es ist 
das Leitmotiv für sämtliche Massnahmen, die Kinder betreffen, und umfasst alle 
begünstigenden Lebensumstände, die dem Kind zu einer positiven Entwicklung 
verhelfen. Konkret soll sich das Kind körperlich, psychisch, intellektuell und so-
zial gesund entwickeln können. Eine genaue gesetzliche Definition des Kindes-
wohls gibt es jedoch nicht. 

Gesellschaftlich verhält es sich gleich: Es versteht sich von selbst, dass Eltern 
in der Erziehung sehr unterschiedliche Vorstellungen und Vorgehensweisen 
haben. Zudem unterliegt die Kindererziehung einem ständigen gesellschaft
lichen Wandel. Daher ist das Kindeswohl immer im Einzelfall und unter den 
gegebenen Umständen zu betrachten und zu beurteilen. 

Anders gesagt gibt es nicht die Antwort auf die Frage, was das Kindeswohl ist 
bzw. was dem Kindeswohl am besten dient. Kritische Zungen sagen daher, dass 
das Kindeswohl letztlich bloss eine Floskel sei. Die Kritik ist nicht völlig von der 
Hand zu weisen. Trotzdem hat bereits die Tatsache, dass das Kindeswohl das 
oberste Leitmotiv für alle Entscheide von Behörden und Gerichten ist, die Kinder 
betreffen, eine grosse praktische Tragweite: Behörden und Gerichte orientieren 
ihren Entscheid nicht primär am Interesse der Eltern, sondern am Interesse der 
Kinder. Das kann nicht genug betont werden. Eltern, die zum Beispiel beim Streit, 
bei wem das Kind leben soll, mit ihren eigenen Bedürfnissen argumentieren, 
argumentieren an der Sache vorbei, da eben die Bedürfnisse der Kinder entschei-
dend sind, nicht die Bedürfnisse der Eltern. 

Es ist daher eminent wichtig, klar zwischen den Interessen der Eltern und 
den Interessen des Kindes zu unterscheiden. Erstere werden bei Entscheidun-
gen im Zusammenhang mit dem Kind bloss sekundär berücksichtigt. So ist es 
beispielsweise bei einem geplanten Umzug nicht relevant, ob der neue Wohnort 
näher bei der Arbeit des Elternteils liegt. Hingegen ist im Interesse des Kindes 
sicherzustellen, dass seine Schulbildung weiterhin gewährleistet wird, oder dass 
es seinem Umfeld nicht entrissen wird. 

Kindeswohl, elterliche Sorge 
und Obhut – Alles klar?
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Die Gerichte und Behörden versuchen, mithilfe von altersgerechten Kinder
befragungen und allenfalls durch die Bestellung eines Kinderanwaltes oder eine 
Kinderanwältin, das Kindeswohl möglichst präzise festzustellen und den Eltern 
eine gute Lösung vorzuschlagen.

Elterliche Sorge 
Die elterliche Sorge umfasst die gesamte Verantwortlichkeit und Berechtigung in 
Bezug auf das Kind. Dazu gehören alle wichtigen Entscheidungen über Fragen, 
die im Leben des Kindes anfallen. Konkret vertreten die Inhaber der elterlichen 
Sorge das Kind im Geschäftsleben und gegenüber Behörden etc. Sie treffen die 
Schulwahl, entscheiden über die religiöse Erziehung, über medizinische Ein-
griffe oder den Wohnort. Als Synonym zur elterlichen Sorge wird daher gerne der 
treffendere Begriff der elterlichen Verantwortung benützt. Hingegen ist der Be-
griff «elterliche Gewalt» aus offensichtlichen Gründen veraltet; wenn Sie noch 
irgendwo über den Begriff stolpern, ist damit die elterliche Sorge (bzw. Verant-
wortung) gemeint.

Alltägliche Entscheidungen, wie zum Beispiel die Verpflegung des Kindes, eine 
einfache Behandlung einer Grippe oder die Teilnahme an einem Schulprojekt 
gehören nicht zur elterlichen Sorge und können ohne weiteres alleine von dem El-
ternteil entschieden werden, der das Kind gerade betreut. Zudem sieht das Gesetz 
vor, dass dringliche Angelegenheiten ebenfalls durch den betreuenden Elternteil 
entschieden werden können.

Wissenswert ist sodann, dass der Zivilstand der Eltern einen Einfluss auf das 
Sorgerecht hat: 

Verheirateten Eltern haben die gemeinsame elterliche Sorge inne, weshalb 
sie die wichtigen Entscheidungen in der Erziehung des Kindes miteinander fäl-
len müssen. Von der gemeinsamen Sorge wird nur abgewichen, wenn das Kin-
deswohl in Frage steht. Die gemeinsame elterliche Sorge bleibt auch bestehen, 
wenn sich das Ehepaar trennt. Dies ist unabhängig davon, ob ein so genanntes 
Eheschutzgericht die Folgen des Getrenntlebens regelt, oder ob sich die Eltern 
selber einig werden. 

Bei einer anstehenden Scheidung stellt sich hingegen die Frage, wer in Zu-
kunft die elterliche Sorge innehat. Hierzu dies:

Die gemeinsame elterliche Sorge blieb unter altem Recht nur bestehen, wenn 
dies von den Ehegatten bei der Scheidung einvernehmlich beantragt wurde. An-
sonsten sprach das Gericht die elterliche Sorge einem Elternteil alleine zu, mehr-
heitlich der Mutter. 

Am 1. Juli 2014 hat das Gesetz geändert und die Beibehaltung der gemein
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samen elterlichen Sorge wurde zum Regelfall bei einer Scheidung, unabhängig 
vom Einverständnis beider Eltern. Das Gericht ordnet die alleinige elterliche 
Sorge seitdem nur noch an, wenn die gemeinsame Sorge mit dem Kindeswohl 
nicht zu vereinbaren ist.

Auch bei unverheirateten Eltern hat sich die Rechtslage per 1. Juli 2014 ge-
ändert. Wenn unverheiratete Eltern das Sorgerecht gemeinsam ausüben wol-
len, können sie eine entsprechende Erklärung abgeben. Die gemeinsame Sorge 
können sie bereits bei der Vaterschaftsanerkennung beim Zivilstand oder auch 
später bei der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) beantragen. Bis 
zu diesem Zeitpunkt steht die elterliche Sorge noch alleine der Mutter zu. Wenn 
die Mutter sich ausdrücklich weigert, eine Erklärung abzugeben, kann der Vater 
die gemeinsame elterliche Sorge von der KESB erteilen lassen, sofern keine Ge-
fährdung des Kindeswohls vorliegt.

Die neue Regelung der elterlichen Sorge ist sicherlich als Fortschritt zu werten 
und wiederspiegelt die veränderten gesellschaftlichen Gegebenheiten. Trotzdem 
ist die Umsetzung der gemeinsamen Sorge im Alltag nicht immer einfach. Bei-
spielsweise kann mangelnde Kommunikation zwischen den Eltern die gemein-
same Sorge unterlaufen. So ist es in der Realität nicht möglich, medizinische 
Eingriffe oder Schulentscheide gemeinsam abzusprechen, wenn ein Elternteil 
gar nichts davon weiss. Laut Gesetz dürfen Dritte davon ausgehen, dass bei ge-
meinsamer elterlichen Sorge jeder Elternteil im Einvernehmen mit dem andern 
handelt. Somit ist eine gewisse Kooperations- und Kompromissbereitschaft 
zwischen den Eltern unerlässlich, um die gemeinsame elterliche Sorge im Alltag 
effektiv zu leben. Probleme können sich insbesondere bei der Bestimmung des 
Wohnortes des Kindes ergeben (siehe unten). 

Obhut
Als elterliche Obhut wird die Befugnis bezeichnet, mit dem Kind zusammen zu 
wohnen. Die Obhut ist Teil der elterlichen Sorge. Sie wird aber jeweils separat 
behandelt. Bis Juli 2014 war die Frage matchentscheidend, welchem Elternteil 
die Obhut im Trennungs- oder Scheidungsfall zugeteilt wurde. Im Streitfalle 
konnte die Obhut nur Elternteil alleine zugeteilt werden, nicht gemeinsam bzw. 
alternierend. Dem anderen Elternteil wurde ein angemessenes Besuchsrecht ein-
geräumt. Aufgrund der traditionellen Rollenverteilung teilten die Gerichte die 
Obhut meist der Mutter zu, der Vater erhielt oft nur ein Besuchsrecht. Die Mutter 
konnte damit den Aufenthaltsort des Kindes alleine bestimmen, auch wenn die 
Eltern das gemeinsame Sorgerecht hatten. Das Bundesgericht hatte in einem 
Leitentscheid im Jahr 2010 sogar entschieden, dass der Inhaber der Obhut den 
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Aufenthaltsort des Kindes gar ins Ausland verlegen durfte (vgl. dazu vertiefend 
den nachfolgenden Exkurs). 

Seit der Gesetzesänderung vom 1. Juli 2014 wird die Befugnis, den Aufenthalts-
ort des Kindes zu bestimmen, ausschliesslich der elterlichen Sorge zugeordnet. 
Die Obhut bezeichnet nunmehr, mit wem das Kind tatsächlich zusammenlebt. 
Der Elter, bei dem sich das Kind aufhält – in dessen Obhut sich also das Kind 
befindet –, darf alltägliche oder dringliche Entscheidungen für das Kind fällen. 
Mit anderen Worten beschreibt die Obhut ein Faktum. Eine gerichtliche Obhuts-
zuteilung an einen Elternteil ist daher meines Erachtens im Grunde nicht mehr 
korrekt, da die (faktische) Obhut automatisch immer bei demjenigen Elternteil 
ist, der das Kind gerade betreut, auch wenn dies im Rahmen eines Besuchsrechts 
geschieht. 

In der Praxis wird der Begriff Obhut als Gegenstück zum Besuchsrecht ver-
wendet. Nach Gesetz müssen die Gerichte im Scheidungsfall über die Obhut ent-
scheiden, was von Fachleuten als Versehen des Gesetzgebers betrachtet wird. 
Für den Alltag getrennt lebender Eltern spielen diese juristischen Überlegungen 
letztlich aber keine entscheidende Rolle. Wichtig für die Eltern im Scheidungs- 
oder Trennungsfall ist weniger, wem die Obhut zugeteilt wird, sondern vielmehr, 
welchen Kontakt die Eltern mit dem Kind effektiv pflegen können (Besuchsrecht/
Betreuungsanteil). Ein Streit darüber, ob im Gerichtsentscheid die (a) alleinige 
Obhut, wenn das Kind hauptsächlich bei einem Elternteil wohnt, zugeteilt wird, 
oder (b) die geteilte oder alternierende Obhut, wenn das Kind abwechselnd mit 
beiden Eltern zusammen wohnt, lohnt daher meiner Meinung nach nicht, wenn 
sich die Eltern über die Betreuung einig sind. Klar geregelt sein muss einzig, wo 
das Kind seinen offiziellen Wohnsitz hat. Der Wohnsitz kann bislang nicht geteilt 
werden. Wenn einem Elter die Obhut alleine zugeteilt wird, dann hat das Kind 
von Gesetzes wegen dort seinen Wohnsitz. Insofern ist die Obhutsfrage juristisch 
relevant.

Bei unverheirateten Paaren ist nicht das Gericht, sondern die KESB für die 
Regelung der Obhut und des persönlichen Verkehrs zuständig. Die KESB hat 
lediglich bei Forderungen um Unterhaltsbeiträge keine Handlungskompetenz, 
weshalb unverheiratete Eltern im Streitfall sowohl das Gericht (für die Unter-
haltsregelung) als auch die KESB (für Obhut und persönlichen Verkehr) anrufen 
müssten. 

Besuchsrecht / Persönlicher Verkehr
Selbst wenn ein Elternteil weder die elterliche Sorge noch die «Obhut» über ein 
Kind hat, so hat es immer – wie auch das Kind – ein Anrecht auf persönlichen 
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Verkehr. Zweifelsohne ist es für die Entwicklung des Kindes sehr wichtig, dass es 
zu beiden Elternteilen Kontakt pflegen kann. Dies geschieht zumeist durch ein 
Besuchsrecht, wonach dieser Elternteil das Recht auf regelmässigen Kontakt mit 
dem Kind hat. Es ist indessen nicht nur ein Recht, sondern auch eine Pflicht zur 
Wahrnehmung dieses Rechts. Staatlich durchsetzen lässt sich der persönliche 
Verkehr in der Praxis aber nur schwer, wenn sich ein Elternteil oder ein Kind 
hartnäckig verweigert.

Die Häufigkeit und Dauer des Besuchsrechts richten sich in erster Linie 
nach dem Kindeswohl. Es haben sich indessen gerichtsübliche Besuchsrechte 
herausgebildet, die als Anhaltspunkt dienen können. Diese Gerichtspraxis ist 
von Kanton zu Kanton unterschiedlich, wobei sich meines Erachtens nicht be-
gründen lässt, wieso die Kantonsgrenze einen entscheidenden Einfluss auf den 
Eltern-Kind-Kontakt haben soll. Im Kanton Zürich ist für Kinder im Schulalter 
ein Besuchsrecht von zwei Wochenenden pro Monat und ein Ferienbesuchsrecht 
von zwei bis vier Wochen üblich. Bei älteren Kinder, ab etwa 15 Jahren, wird 
üblicherweise auf eine gerichtliche Besuchsregelung verzichtet und die Ab-
wicklung des Kontakts dem Kind und den Eltern überlassen. Eine komplette 
Verweigerung des persönlichen Verkehrs für einen Elternteil kommt nur in äus-
sersten Ausnahmefällen in Frage, namentlich wenn das Kindeswohl nicht anders 
gewährleistet werden kann, auch nicht mittels fachlich begleiteten Besuchen 
(begleitete Besuchstreffs).

Alternierende Obhut und Betreuungsplan
In vielen Familien ist auch während des gemeinsamen Familienlebens immer 
noch die Mutter hauptbetreuend. Geht man davon aus, dass es im Sinne des 
Kindswohls ist, wenn Kinder nach einer Trennung oder Scheidung im Alltag so 
wenigen Veränderungen wie möglich ausgesetzt sind, so ist es an sich nicht zu 
beanstanden, wenn auch nach Auflösung des Zusammenlebens weiterhin der 
hauptbetreuende Elter – und damit vielfach die Mutter – diese Rolle beibehält. 
Die Familienmodelle sind jedoch einem starken Wandel unterworfen. Insbeson-
dere in urbanen Gegenden mit einem grossen Fremdbetreuungsangebot weicht 
das traditionelle Familienmodell mehr und mehr einem egalitäreren Modell, in 
welchem beide Ehegatten oder Konkubinatspartner einer (Teilzeit-)Erwerbs
tätigkeit nachgehen, aber auch die Hausarbeit und Kinderbetreuung ausgeg
lichener gestalten. 

Bei solchen Verhältnissen bietet sich im Falle des Getrenntlebens als Alter
native zur alleinigen Obhut mit Besuchsrecht die alternierende/geteilte Obhut 
mit einem Betreuungsplan an. Dabei werden Betreuungsanteile festgelegt, die 
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den entsprechenden Umständen am ehesten gerecht werden. Die Rollenvertei
lung ist keineswegs vorgegeben; es kommen sowohl Betreuungsanteile von 20:80, 
wobei der Übergang zu einem grosszügigen Besuchsrecht fliessend ist, als auch 
die hälftige 50:50-Aufteilung in Frage. Ein solches Wechselmodell, bei welchem 
ein Kind substantielle Anteile mit beiden Elternteilen verbringt, bei beiden 
Eltern ein «Zuhause» hat und die Eltern mehr oder weniger gleichberechtigt die 
Verantwortung teilen, liegt durchaus im Interesse des Kindes. Es ist jedoch nur 
möglich, wenn die Eltern nicht zu weit voneinander entfernt wohnen und setzt 
eine gewisse Kooperationsbereitschaft des Kindes voraus. 

Eine Kinderbetreuung mit alternierender Obhut und Betreuungsplan ent-
spricht auch der Stossrichtung der Gesetzesänderung bei der elterlichen Sorge. 
Das Gesetz sieht denn neu auch ausdrücklich vor, dass das Gericht die Betreu-
ungsanteile regeln kann. Es lässt sich indes noch keine Gerichtspraxis erkennen, 
wonach dieses Modell systematisch angewendet würde. Der Normalfall ist noch 
immer die alleinige elterliche Obhut. 

Möglicherweise wird die Praxis der Gerichte und Behörden durch den Gesetz-
geber jedoch bald nachhaltig beeinflusst. Namentlich wollen der Nationalrat 
und der Ständerat im Gesetz ausdrücklich festzuhalten, dass die Möglichkeit der 
alternierenden Obhut (also die geteilte Betreuung der Kinder) vom Gericht bzw. 
von der KESB jeweils zwingend geprüft werden muss. 

Die Betreuungsanteile sind im Übrigen auch für die Unterhaltsberechnung re-
levant: je mehr Betreuung, desto weniger Unterhalt. Eine einheitliche Entscheid-
praxis mit klaren Kriterien lässt sich aber heute noch nicht festmachen. Das 
neue Recht ist noch zu jung dafür. Erfahrungsgemäss wird die Vermessung der 
Kriterien noch 2–3 Jahre dauern. Festhalten lässt sich heute damit nur, dass die 
Betreuungsanteile einen Einfluss auf die Höhe des Unterhalts haben. 

Exkurs: Wegzug eines Elternteils
Nicht selten führt ein anstehender Wegzug eines Elternteils mit dem Kind zu 
Problemen. Auch wenn die Gründe für einen Umzug durchaus legitim sein kön-
nen, leidet der persönliche Verkehr des anderen Elternteils zum Kind regelmässig 
bei grösseren Distanzen zu seinem Wohnort. Dies umso mehr im Falle eines Weg-
zugs ins Ausland.

Lange Zeit ging man davon aus, dass es dem obhutsberechtigten Elternteil 
freisteht, den Aufenthaltsort des Kindes innerhalb der Landesgrenzen zu be-
stimmen, während ein Umzug ins Ausland die Einwilligung beider Elternteile 
voraussetzt. Das Bundesgericht hat diese Praxis in einem Leitentscheid im Jahr 
2010 geändert und festgelegt, dass der Inhaber der Obhut den Aufenthaltsort des 
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Kindes auch eigenständig ins Ausland verlegen darf, solange damit nicht einzig 
die Erschwerung der Beziehung zwischen dem Kind und dem anderen Elternteil 
beabsichtigt werde. Diese Rechtsprechung führte zu einiger Kritik und wurde 
vom Gesetzgeber korrigiert. 

Seit dem 1. Juli 2014 wird die Bestimmung des Aufenthaltsortes des Kindes in 
die elterliche Sorge eingeschlossen. Da die Eltern diese im Regelfall gemeinsam 
ausüben, bedarf es für einen Umzug die Zustimmung beider Eltern. Dies gilt so-
wohl für einen anstehenden Umzug ins Ausland, als auch für einen innerstaatli-
chen Wohnortwechsel, sofern er erhebliche Auswirkungen auf die Ausübung der 
elterlichen Sorge und den persönlichen Verkehr des anderen Elternteils hat. Ein 
Umzug innerhalb derselben Gemeinde bedarf hingegen noch keiner Zustimmung 
des anderen Elternteils.

Können sich die Eltern, die gemeinsam die elterliche Sorge ausüben, nicht 
über einen anstehenden Wegzug einigen, so muss ein Gericht oder die KESB unter 
Berücksichtigung des Kindeswohls darüber entscheiden. Heute ist aber noch vie-
les unklar, auch die Zuständigkeit bzw. Entscheidkompetenz. Es wird noch 2–3 
Jahre dauern, bis die Gerichte die offenen Fragen geklärt und die massgebenden 
Kriterien fixiert haben. 

Klar ist immerhin bereits jetzt: Verlegt ein Elternteil den Aufenthaltsort des 
Kindes eigenmächtig und ohne Einwilligung ins Ausland, so kann sich der an-
dere Elternteil mit einem Rückführungsverfahren wegen internationaler Kindes-
entführung oder mit strafrechtlichen Massnahmen zur Wehr setzen. Wie griffig 
diese Mittel sind, hängt massgeblich vom Zielland ab.

lic. iur. Rechtsanwalt Beda Meyer Löhrer
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Im Mai 2014

Worte des Dankes

Herzlich danken möchten wir an dieser Stelle allen Mitgliedern, Gön-
nern und Freunden der Zentralstelle für ihre ideelle und auch materi-
elle Unterstützung unserer Arbeit.
An erster Stelle der Stadt Zürich.

Beiträge haben wir aber auch erhalten:

–>	 vom Kanton Zürich
–>	 von der David Rosenfeldschen Stiftung
–>	 von der Albert und Ida Beer Stiftung
–>	 von der Ärztegesellschaft des Kantons Zürich
–>	 und von der Zürcher Kantonalbank

Folgende Gemeinden haben uns finanziell unterstützt, weshalb wir 
auch deren Ratsuchende beraten haben :

* 	Aesch
*	 Birmensdorf
*	 Dietikon
*	 Fällanden
*	 Geroldswil
*	 Hedingen
*	 Kilchberg
*	 Nürensdorf

*	 Oberengstringen
*	 Obfelden
*	 Oetwil a. d. Limmat 
*	 Opfikon-Glattbrugg
*	 Rümlang
*	 Rüschlikon
*	 Schlieren
*	 Stallikon

*	 Uitikon
*	 Unterengstringen
*	 Urdorf
*	 Weiningen
*	 Wettswil a. A.
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Anzahl Ratsuchende
Juristischer Bereich	 376		  62.0% 
Psychologischer Bereich	 182		  30.0%
Beide Bereiche		  18		  3.0%
Budgetberatungen 	 30		  5.0%

Total	  	 606 	  	 100.0%

Anzahl Beratungen in Stunden
Juristische Beratungen 	 576		  53.4%
Psychologische Beratungen 	 396		  36.7%
Beide Bereiche 		 65		  6.0%
Budgetberatungen 	 41		  3.8%

Total 	 	 1078	 	 100.0%

Allgemeine Beratung Budget 	 21	  
(vor allem Budgetberatungen) 				  

Beratungen per Mail 	 3	

Trennungs- oder Scheidungs- 	 	 	 	
vereinbarungen 	 51	

Davon mit noch unterstützungs- 	 46	  
pflichtigen Kindern. 				  

Statistik 2014
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11 Herkunft unserer 
Ratsuchenden

Herkunft nach Wohnort
Stadt Zürich	 	 448	 	 73.9%

Bezirke	 Affoltern	 13	 9.2%	
	 Andelfingen	 2	 1.4%
	 Bülach	 16	 11.3%	  
	 Dielsdorf	 10	 7.1%
	 Dietikon	 60	 42.6%
	 Hinwil	 4	 2.8%
	 Horgen	 16	 11.3%
	 Meilen	 8	 5.7%
	 Pfäffikon	 1	 0.7%
	 Uster	 11	 7.8%
	 Winterthur	 –	 0.0%
Übrige Bezirke	 141	 100.0%	 23.3 %

Ausserhalb Kanton	 17	 	 2.8 %

Total 	 	 606	 	 100.0 %

Weitere Angaben über unsere Ratsuchenden

Kontakte 	 Internet / Telefon	 298		  49.2%
	 Bekannte / Verwandte 	 121		  20.0%
	 Beratungsstellen 	 91		  15.0%
	 Ärztin / Arzt 	 14		  2.3%
	 Richterin / Richter 	 8		  1.3%
	 Zeitungen / Zeitschriften 	 3		  0.5%
	 Andere Kontakte / Unbekannt	 71		  11.7%

 Total	 	 606	 	 100.0%

Zivilstand 	 Alleinerziehende 	 6		  1.0%
	 Paare ohne Kinder 	 101		  16.7%
	 Paare mit Kinder 	 277		  45.7%
	 getrennt / geschieden / verwitwet 	 222		  36.6%

Total	 	 606	 	 100.0%
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Aktiven
			   31.12.14	 31.12.13

Kasse			   1’035.10	 1’534.25

Zürcher Kantonalbank, DK 1194.890		  44’457.25	 41’954.50

Verrechnungssteuer-Guthaben		  0.00	 14.50

Transitorische Aktiven		  2’004.00	 12’522.00

Mobiliar, Einrichtungen		  1’000.00	 1’000.00

Total Aktiven		 	 48’496.35	 57’025.25

Bilanz 
auf den 31. Dezember 2014 und Vorjahr

Passiven
Transitorische Passiven		  6’721.00	 8’814.00

Pauschalrückstellungen		  5’000.00	 5’000.00

Vereinsvermögen am 1. Januar		  43’211.25	 50’871.30

Veränderung Vereinsvermögen		  -6’435.90	 -7’660.05

Vereinsvermögen am 31. Dezember		  36’775.35	 43’211.25

Total Passiven	 	 48’496.35	 57’025.25
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13 Erfolgsrechnung 
vom 1.1. bis 31.12.2014 und Vorjahr

Aufwand
Beraterentschädigungen und Gehälter		  189’898.75	 187’891.60

Sozialleistungen (AHV, Unfall, PK)		  36’702.10	 29’038.50

Honorare (AHV-frei)		  79’356.25	 89’075.00

Miete, Licht, Heizung, Reinigung		  24’637.70	 24’876.85

Bürospesen, Porti, Bankspesen		  2’822.90	 3’084.85

Telefon			   3’152.20	 3’940.50

Drucksachen, Inserate, Homepage		  2’514.55	 6’163.05

Abonnemente, Bücher		  201.60	 1’303.00

Diverse Verwaltungskosten, Weiterbildung		  3’375.10	 6’088.85

Unterhalt und Reparaturen		  3’017.60	 7’087.10

Abschreibungen			  491.90	 2’936.75

Zwischentotal			   346’170.65	 361’486.05

Veränderung Vereinsvermögen	 	 -6’435.90	 -7’660.05

Total Aufwand	 	 339’734.75	 353’826.00

Ertrag 	 2014	 2013

Beiträge von Ratsuchenden		  131'576.50	 141’898.00

Vorträge			   350.00	 350.00

Budgetberatungen		  1'814.00	 1’177.00

Subventionen Stadt Zürich		  160'688.75	 147’904.50

Subvention Kanton Zürich		  30'000.00	 30’000.00

Beiträge von Gemeinden		  11'610.00	 11’390.00

Mitgliederbeiträge		  1'020.00	 1’500.00

Gönnerbeiträge			   2'690.00	 3’840.00

Zinsertrag			   –14.50	 0.00

Ausserordentlicher Ertrag (AHV-Rückzahlung)		  0.00	 15’766.50

Total Ertrag	 	 	 339’734.75	 353’826.00
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15 Wir über uns

Vorstand

Susi Thürer-Reber,  
lic.iur., Psychologin, Mediatorin
Präsidentin

Felix Ochsner 
Sozialpädagoge, Vize-Präsident

Rémy Ammann 
dipl. Architekt ETH/SIA

Regula Himmel, lic.iur. 
Vorsteherin 5.Abt.BGZ

Erika Hotz-Hofmann 
Mitarbeiterin in 
verschiedenen
kirchlichen Bereichen

Yves de Mestral 
Stadtammann Kreis 3

Susann Pflüger 
Friedensrichterin

Dr.med. Christian Rumer 
Psychiater

René Schneider 
Leiter Finanzen Ex Libris

Revisionsstelle
tbi Treuhand & Revision AG

Berater

Renata Loher Dülli 
Paar- und Familientherapeutin  
Mediatorin IEF  
Sozialarbeiterin FH

Dr. phil. Robert Frei  
Klinischer Psychologe FSP 
Paar- und  
Familientherapeut VEF

Dr. iur. Heidi Frick-Moccetti 
Rechtsanwältin

Beda Meyer Löhrer lic. iur. 
Rechtsanwalt

Bernhard Jüsi, lic. iur. 
Rechtsanwalt

Anita Keller 
Budgetberaterin

Administration

Anita Keller  
Geschäftsführung und  
Sekretariat

Sonja Waldner 

Buchhaltung
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An die Empfänger 
dieses Jahresberichtes

Beitrittserklärung
Hiermit erkläre ich meinen Beitritt zum «Verein Zentralstelle für 
Ehe- und Familienberatung, Zürich» und verpflichte mich zu einem 
Jahresbeitrag von mindestens Fr. 20.–.

Name				    Vorname: 

Beruf: 

Strasse: 

PLZ:				    Wohnort: 

Datum:				    Unterschrift: 

Einsenden an die Zentralstelle für Ehe- und Familienberatung, 
Hildastrasse 18, 8004 Zürich

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Zentralstelle für Ehe- und Familienberatung ist eine private, 
politisch und konfessionell neutrale Beratungsstelle. Sie steht allen 
Menschen offen, die Beziehungsprobleme haben und Beratung 
brauchen.
Als Verein sind wir auf möglichst viele Mitglieder angewiesen. 
Der Jahresbeitrag beträgt nur Fr. 20.–, bedeutet also keine grosse 
Belastung für Ihr Budget. Es würde uns freuen, wenn Sie bei uns 
Mitglied würden.

Mit freundlichen Grüssen
Zentralstelle für Ehe- und Familienberatung
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